
 

 

 

 

 

AMNESTY INTERNATIONAL Deutschland e. V. 

Urgent Actions  

Zinnowitzer Straße 8 . 10115 Berlin 

T:+49 30 420248-0 . F:+49 30 420248-321. E: ua-de@amnesty.de . W: www.amnesty.de/ua 

SPENDENKONTO 80 90 100. Bank für Sozialwirtschaft . BLZ 370 205 00 

BIC: BFSWDE33XXX . IBAN: DE23370205000008090100 

 

 

URGENT ACTION 

ANHALTENDE REPRESSION GEGEN 
DEMONSTRIERENDE 
THAILAND 
UA-Nr: UA-134/2020-4   AI-Index: ASA 39/4940/2021   Datum: 2. November 2021 – ds 

PANUSAYA „RUNG“ SITHIJIRAWATTANAKUL 

JATUPAT „PAI“ BOONPATTARARAKSA 

ANON NAMPA 
PANUPONG „MIKE“ CHADNOK 

PARIT „PENGUIN“ CHIWARAK 

In Thailand sind weiterhin Hunderte Menschenrechtsverteidiger_innen inhaftiert und angeklagt, weil sie ihre 

Menschenrechte friedlich wahrnehmen. Sie werden strafrechtlich verfolgt, weil sie Reformen fordern. Die Behörden 

schränken das Recht auf friedliche Versammlung übermäßig ein und verhängen strenge Kautionsauflagen gegen 

festgenommene Aktivist_innen. Angesichts der zunehmenden Tendenz zu exzessiver und willkürlicher 

Gewaltanwendung durch die Polizei bei Protesten besteht große Sorge um die Sicherheit der Demonstrierenden.  

In Thailand gehen die Behörden weiterhin scharf gegen friedlich Demonstrierende vor. Die Regierung lässt 

Menschenrechtsverteidiger_innen willkürlich festnehmen und bestrafen, die ihre Meinung öffentlich und online 

äußern. Darüber hinaus setzt die Polizei zunehmend und unterschiedslos exzessive und rechtswidrige Gewalt ein, 

um Proteste aufzulösen. 

Die prominenten Sprecher_innen der Proteste Anon Numpa, Jatupat „Pai“ Boonpattararaksa, Panupong „Mike“ 

Chadnok und Parit „Penguin“ Chiwarak sind seit dem 9. August 2021 erneut inhaftiert, wobei ihnen die Freilassung 

gegen Kaution verweigert oder diese wieder zurückgezogen wurde. Wegen den schlechten Haftbedingungen besteht 

Sorge um ihre Gesundheit und ihr Wohlergehen. Jatupat „Pai“ Boonpattararaksa und Parit „Penguin“ Chiwarak 

haben sich in der Haft bereits mit dem Coronavirus infiziert. Die anhaltende strafrechtliche Verfolgung friedlich 

Demonstrierender ist besorgniserregend. Eine weitere Betroffene ist Panusaya „Rung“ Sithijirawattanakul, die am 

22. September erneut wegen ihres friedlichen Engagements angeklagt wurde.  

Die thailändische Regierung hat im vergangenen Jahr mindestens 1.161 Personen, darunter 134 Kinder, wegen 

friedlichen Protests und friedlicher Ausübung ihres Menschenrechts auf freie Meinungsäußerung strafrechtlich 

verfolgt. Vielen von ihnen drohen lange Haftstrafen bis hin zu lebenslänglicher Haft. Die Polizei setzt bei Protesten 

Maßnahmen zur Kontrolle von Menschenmengen ein, die oft die Rechte der Demonstrierenden verletzen. Sie hat 

wiederholt Proteste mittels willkürlicher und rechtswidriger Gewalt aufgelöst, einschließlich des Einsatzes von 

Tränengas, Wasserwerfern mit chemischen Zusätzen, Schlägen und Gummigeschossen. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Die thailändische Regierung versucht offensichtlich, die überwiegend friedlichen Proteste der 

Jugendreformbewegung zu unterdrücken, die diese seit 2020 organisiert. Nach Protesten gegen den Umgang der 

Behörden mit der Corona-Pandemie und angesichts steigender Infektionsraten im Land häufen sich Berichte über 

den wahllosen Einsatz übermäßiger und rechtswidriger Gewalt zur Auflösung von Demonstrationen durch die Polizei. 

Die Behörden lassen willkürlich Menschenrechtsverteidiger_innen festnehmen, die sich an friedlichen Protesten 

beteiligen oder sich im Internet für politische, verfassungsrechtliche und bildungspolitische Reformen einsetzen. Sie 

erheben zahlreiche ungerechtfertigte Anklagen, die zu lebenslangen Haftstrafen führen können. Außerdem 

verlängern sie willkürlich die Untersuchungshaft der Inhaftierten und lehnen deren Anträge auf Freilassung gegen 

Kaution immer wieder ab oder ziehen Zusagen wieder zurück. Die vage formulierten Kautionsauflagen schränken die 

Rechte der Aktivist_innen übermäßig ein. Die Demonstrierenden befinden sich in einem Teufelskreis: diejenigen, die 



 

 

 

 

Menschenrechtsverletzungen anprangern und die Freilassung von Festgenommenen fordern, werden dafür ebenfalls 

von der Justiz schikaniert. 

Während die meisten der von Jugendlichen angeführten Proteste friedlich verlaufen sind, hat eine Minderheit der 

Demonstrierenden widerrechtliche Handlungen begangen, einschließlich der Anwendung von Gewalt, die in letzter 

Zeit eskaliert ist. Die Behörden reagierten darauf mit verstärkter Gewalt. Eine beträchtliche Anzahl der 

Demonstrierenden waren Minderjährige. 

SCHREIBEN SIE BITTE  

E-MAILS, FAXE, TWITTERNACHRICHTEN ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Ich fordere Sie auf, den Kreislauf der Unterdrückung zu beenden, indem Sie die internationalen 

Menschenrechtsverpflichtungen Thailands in Bezug auf friedliche Versammlungen und Meinungsfreiheit einhalten 

und sicherstellen, dass die Polizei nur ein Minimum an Gewalt einsetzt und diese niemals unverhältnismäßig 

ausübt.  

▪ Ich fordere Sie außerdem auf, alle Strafverfahren gegen Personen, die wegen der friedlichen Ausübung ihrer 

Rechte verfolgt werden, einzustellen und die derzeit willkürlich Inhaftierten freizulassen. 

▪ Bitte erlauben Sie der Bevölkerung, friedlich zu protestieren und ihre Meinung zu äußern, und erlegen Sie ihr 

keine Kautionsbedingungen auf, die die friedliche Ausübung ihrer Rechte einschränken könnten. 

▪ Untersuchen Sie bitte alle Berichte über die übermäßige, wahllose oder rechtswidrige Anwendung von Gewalt 

durch die Polizei bei der Festnahme von Personen oder der Auflösung von Versammlungen. Ziehen Sie die 

Verantwortlichen zur Rechenschaft und geben Sie Leitlinien für die Polizei heraus, die die Einhaltung 

internationaler Standards gewährleisten.  

 

ACHTUNG! Aufgrund der Verbreitung des Coronavirus ist die weltweite Briefzustellung momentan eingeschränkt. Da 
sich die Zustellung täglich ändern kann, prüfen Sie bitte auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle 
Informationen zum Coronavirus“, ob Briefe im Zielland zugestellt werden. Falls nicht, senden Sie Ihre 
Appellschreiben bis auf Weiteres bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die 
Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden.  

 
APPELLE AN  
PREMIERMINISTER 
Prime Minister Prayuth Chan-O-cha 
Office of the Prime Minister 
1 Nakhon Phathom Road, Dusit, Dusit District  
Bangkok 10300 
THAILAND 
(Anrede: Dear Prime Minister / Sehr geehrter Herr 
Premierminister) 
Fax: (00 66) 2 2283 4249 
Twitter: @prayutofficial 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DES KÖNIGREICHS THAILAND 

Frau Viphawan Benniman  
Gesandte (Geschäftsträgerin a.i.) 

Lepsiusstraße 64/66 

12163 Berlin 

Fax: 030-79 48 15 11 

E-Mail: general@thaiembassy.de 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Thai, Englisch oder auf Deutsch. Da 

Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 2. Januar 2022 

keine Appelle mehr zu verschicken. 

Weitere Informationen zu UA-134/2020 (ASA 39/2957/2020, 2. September 2020; ASA 39/3470/2020, 18. Dezember 2020, ASA 

39/3891/2021, 24. März 2021 und ASA 39/4159/2021, 20. Mai 2021) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I urge your government ends this cycle of repression by upholding Thailand’s international human rights obligations on peaceful assembly and 

freedom of expression, and ensuring police use the minimum of force proportionally. 

▪ I call on you to drop all criminal proceedings against persons targeted for peaceful exercise of their rights, and release those currently 

arbitrarily detained. 

▪ Please allow individuals to peacefully protest and express their opinions, and do not impose bail conditions on them that may arbitrarily 

restrict peaceful exercise of their rights. 

▪ Investigate all reports of the excessive, indiscriminate or unlawful use of force by police when detaining individuals and in policing 

assemblies, hold anyone responsible to account and issue guidelines to police in line with international standards. 



 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Am 8. August nahmen die Behörden den Menschenrechtsanwalt Anon Nampa und einen der Sprecher_innen der 

pro-demokratischen Studierendenvereinigung UFTD, Parit „Penguin“ Chiwarak fest. Auch Panupong „Mike“ 

Chadnok und Pornsorn „Fah“ Weerathamjaree, die am 3. August an einer Demonstration für die Freilassung anderer 

Aktivist_innen teilgenommen hatten, wurden festgenommen. Am 9. August nahmen die Behörden auch den 

ehemaligen politischen Gefangenen Jatupat „Pai“ Boonpatararaksa erneut fest. Sie warfen den Aktivist_innen unter 

anderem vor, gegen die Corona-Beschränkungen für öffentliche Versammlungen verstoßen zu haben und 

verweigerten ihnen die Freilassung gegen Kaution. Außerdem wurde Anon Nampa wegen angeblicher Straftaten 

gegen die Monarchie angeklagt, da er bei einer Demonstration am 3. August 2021 Reformen gefordert hatte. Die 

Behörden widerriefen auch die Freilassung auf Kaution, die Parit „Penguin“ Chiwarak und Anon Nampa zuvor 

gewährt worden war, mit der Begründung, dass Anon Nampas Beteiligung an den Protesten und Parit Chiwaraks 

Postings in den Sozialen Medien gegen ihre Kautionsauflagen verstießen. Diese verboten ihnen, die Monarchie zu 

schädigen und an Aktivitäten teilzunehmen, die Unruhe stiften.  

Am 15. September 2021 hatten die Behörden Parit „Penguin“ Chiwarak, Panupong „Mike“ Chadnok und Porsorn 

„Fah“ Weerathamjee sowie zwei weiteren Personen die Freilassung gegen Kaution unter der Bedingung gewährt, 

dass sie elektronische Fußfesseln tragen. Der Widerruf der Freilassung von Parit „Penguin“ Chiwarak wurde mit 

einer früheren Anklage wegen Aufwiegelung begründet. Am 23. September nahmen die Behörden Panupong „Mike“ 

Jadnok erneut fest, nachdem er wegen eines Facebook-Posts von November 2020 wegen angeblicher Beleidigung 

der Monarchie und Computerkriminalität angezeigt worden war. Nach der Ablehnung seines Antrags auf Freilassung 

gegen Kaution befindet er sich momentan wieder in Haft. 

Anon, Jatupat, Parit und Panupong wurden seit 2020 wiederholt inhaftiert, zuletzt Anfang 2021, weil sie an 

friedlichen Protesten teilgenommen und Reden über die Monarchie gehalten hatten. Die Freilassung gegen Kaution 

wurde ihnen jeweils für 113, 47, 93 und 85 Tage verweigert. Während dieser Zeit trat Parit Chiwarak in einen 

Hungerstreik, um gegen die beharrliche und wiederholte Ablehnung seiner Anträge auf Freilassung gegen Kaution 

durch das Gericht zu protestieren.  

Im Mai und Juni 2021 haben die Behörden weitere Anklagen wegen Majestätsbeleidigung gegen Piyarat „Toto“ 

Chongthep – einen der Organisator_innen – und gegen die Sänger Chaiamorn „Ammy“ Kaewwiboonpan und 

Pornsorn „Fah“ Weerathamjaree erhoben, weil sie vor einer Polizeistation für die Freilassung einer_s inhaftierten 

Aktivist_in protestiert hatten. Wanwale „Tee“ Thammasattaya und Siraphop „Kha Nun“ Phumphuenghphut sind auf 

Kaution frei.  

 


